
28FREITAG, 18. OKTOBER 2013

taz.bremen
www.taz.de | redaktion@taz-bremen.de | Pieperstraße 7 | 28195 Bremen | Tel. 960 260 | Trägerdienst 35 42 66

IN ALLER KÜRZE

Zweig“ in der Erlenstraße mitge-
gründet hat, sagt: „Es hat durch-
aus einen romantischen Grund,
weshalb wir das Projekt hier rea-
lisieren. Wir wollen die Neustadt
als kulturellen, kreativen Stadt-
teil präsentieren und hoffen auf
Nachahmungseffekte.“

In der Neustadt tut sich be-
reitsbemerkenswertviel.Aman-
deren Ende der Lahnstraße be-
findet sich das selbstverwaltete
Veranstaltungs-Café Kurz-
schluss, in der Gellertstraße resi-
dierte bis Ende August der Um-
sonstladen,derderzeitneueRäu-
me sucht, in Kneipen wie dem
Gondi und dem Woodstock gab
es einen Generationswechsel,
der dieGastronomieumKonzer-
te und Lesungen erweitert.

Innerhalb dieser Neustädter
Szene sind die Dete-Organisato-
ren gut vernetzt. Angedacht, so
Ruder, sei ein gemeinsames Ge-
tränkelager für Projekte wie Kul-

Konzerten, für den 18. November
ist ein Konzert des Osnabrücker
Unikums Christian Steiffen an-
gekündigt. Bis zu 80 Menschen
sollen bei Veranstaltungen Platz
finden. Im ersten und zweiten
Geschoss befinden sich neben
mehreren Ateliers zwei große
Galerieräume, ein Gemein-

schaftsbereich, ein Mehrzweck-
raum für Workshops oder Kurse
und ein sogenannter Co-Wor-
king-Bereich. In Konkurrenz zur
Co-Working-Initiative Kalle,
ebenfalls in der Neustadt ansäs-
sig, sehen sich die Dete-Macher
dabei nicht. Wo bei Kalle das
Handwerk im Vordergrund
steht, ist das Co-Working in der
Lahnstraße auf den Schreibtisch
beschränkt.DiemeistenSchreib-
tisch-Plätze sind schon verge-
ben, wer ein Atelier mieten
möchte, kann auf der Warteliste
hoffen. Angesichts der großen
Nachfrage seien die Aussichten
auf einen Atelierplatz allerdings
auf absehbare Zeit schlecht, sa-
gen die MacherInnen.

Eröffnung in der Lahnstraße 61 heu-
te Abend mit Live-Musik und einer
Foto-Ausstellung mit Bildern aus
der Neustadt. Weitere Informatio-
nen: www.kehbremen.de

Die Neustadt als Kreativzentrum
QUARTIER In der Lahnstraße eröffnet heute das „Kultureinrichtungshaus“ Dete. Das Projekt
ist Teil eines kulturellen Netzwerks und lebt bislang ausschließlich von Eigenleistungen

In der Neustadt tut
sich viel: An allen
Ecken entstehen
selbstverwaltete
Kulturräume

VON ANDREAS SCHNELL

Es geht auch ohne Zwischen-
Zeit-Zentrale und öffentliche
Gelder: Seit Anfang September
wird das ehemalige Möbelhaus
Deters in der Lahnstraße, das
seit eineinhalb Jahren leer stand,
zum „Kultureinrichtungshaus“
umgebaut, heute ist Eröffnung.
Das für die Umbauten notwen-
dige Geld, nach Angaben der De-
te-Macher ein Betrag „im fünf-
stelligen Bereich“, kommt im
Wesentlichen aus eigener Ta-
sche. Rund 1.000StundenArbeit
sind nach eigenen Schätzungen
ins Projekt geflossen. „Das tut
jetzt erstmal weh, Ziel ist, auf
Null zu kommen, dann schauen
wir weiter“, sagt Norman Bött-
ger, einer von fünf Geschäfts-
führern derDete-GbR, zu der au-
ßerdemnoch einBerater gehört.

Dete ist ein interdisziplinäres
Projekt. Designer, Künstler, Me-
dienarbeiter und Netzwerker,
darunter auch das Zucker-Netz-
werk, haben sich hier auf insge-
samt 800Quadratmetern einge-
mietet. Rund 80 Nutzer sind es
schon, zwischen 20 und Mitte
60.WennesnachdenDete-Orga-
nisatoren geht, sollen sie sich in
naherZukunftalsbasisdemokra-
tischeGenossenschaftorganisie-
ren. Ob das dann noch in der
Lahnstraße sein wird, weiß der-
zeit niemand: Bis zum 31. Juli
läuft der Vertrag mit den Besit-
zern des ehemaligen Möbelhau-
ses, Anfang nächsten Jahres soll
sich entscheiden, ob der Vertrag
verlängert wird.

Weitergehen soll es auf jeden
Fall, wie Artur Ruder und Nor-
man Böttger sagen. Wenn nicht
in den ehemaligen Räumen des
Möbelhauses, dannaneineman-
deren Standort. Klar ist aller-
dings: Der soll auf jeden Fall in
der Neustadt sein. Artur Ruder,
einer der Dete-Köpfe, der auch
die Kulturinitiative „Grüner

turbunker, Kurzschluss und De-
te. Dort wird es zukünftig neben
Produkten der Mieter auch Er-
zeugnisse von Labels aus der Re-
gion zu kaufen geben. Auch Ver-
anstaltungen sind geplant, von
Theater über Lesungen bis zu

HEUTE IN BREMEN

„Wir machen derbe Sachen“

taz: Frau Baumann, der Salon
Puschel ist angekündigt als
Freakshow–einBegriffmitpro-
blematischer Geschichte.
Uli Baumann:Wir stellen natür-
lich keine Menschen aus, son-
dern wollen die Künstler ermun-
tern, sichaufeinExperimentmit

der Norm einzulassen. Unter-
schiedlichste Künstler machen
die verrücktesten Sachen – kein
braves Kulturprogramm.
Wasmeinen Sie damit?
Andere Varietéprogramme, mit
denen ich ja auch seit 25 Jahren
arbeite, machen ihre einzelnen
Nummern und bei uns ist alles
ein großes Chaos, in dem die
Künstler Sachenmachen,mit de-
nen sie anderswo nicht anzu-
kommenbräuchten.DieseAben-
de sind Experimente, die nicht
bis ins letzteDetail durchgeplant
wurden. Es ist immer ein Risiko,
so derbe Sachen zumachen.

War es denn schon mal jeman-
dem zu derbe?
Wir hatten schon Künstlerinnen
in sehr anzüglichen Posen auf
der Bühne, direkt danach ein
Haydnquartett. Es gibt immer
Nummern, bei denen Zuschauer
die Stirn runzeln, aber oft sind

dasauchgenaudie,vondenen
andere total begeistert
sind.
Unddarumwirdkontro-
vers gestritten?
Nein, natürlich nicht. Wir

machen in erster Linie Un-
terhaltung und kein Politpro-

gramm mit einer Message. Wir
wollen zeigen, was in Bremen al-
lesmöglich ist unddass die Stadt
voller toller Sachen ist, die man
sonst nicht zu sehen bekommt.
Die Künstler kriegen kein Geld
und zahlen zum Teil sogar Mie-
te. Warummachen die das?
Manche touren mit großen Pro-
grammen durch Deutschland
und kommen zu uns, weil hier
andere Sachen umsetzbar sind.
Wir sindaucheineKontaktbörse,
von der die Künstler profitieren.
INTERVIEW: JAN-PAUL KOOPMANN

Varieté Salon Puschel: 20 Uhr,
Schaulust im Güterbahnhof

VARIETÉ Die Schaulust feiert ihre Neueröffnung nach
der Renovierungmit dem vierten Salon Puschel

Das Dete hat fünf Geschäftsführer. Links Dominic Depner, rechts Norman Böttger Foto: Andreas Schnell

liegt das auf der Hand: Drei Bun-
desländer zahlen kräftig ein, das
sind Bayern, Baden-Württem-
berg und Hessen, 12 Bundeslän-
der profitieren, darunter Bre-
men. Die gesetzlichen Regelun-
gen dafür laufen im Jahre 2019
aus, demnächst soll es eine „Fö-
deralismuskommission III“ ge-
ben, inderderStreit ausgetragen
werden soll. DerKompromiss im
Grundzug: Die Hilfen für Berlin
könnten stärker vomBundüber-
nommen werden, und die Pro-
bleme der sinkenden Bevölke-
rungszahl der ostdeutschen Län-
der könnten im Länderfinanz-
ausgleichberücksichtigtwerden.

Das Bundesverfassungsge-
richt, so argumentiert nun And-
ré Heinemann vom Bremer For-

schungsinstitut Finanzpolitik,
hat in seinen Urteilen von 1986,
1992 und 1999 grundsätzlich ei-
ne höhere Einwohnerwertung
für die Stadtstaaten als mögli-
ches Instrument anerkannt, um
die „Andersartigkeit der Stadt-
staaten“ bei der Finanzausstat-
tung zu berücksichtigen. Ver-
schiedene Gutachten haben zu-
dem immer wieder bestätigt,
dass ein bestimmter Korridor
angemessen wäre, und die der-
zeitigeMesszahl von 135 – so vie-
le Einwohner Bremens werden
beim Länderfinanzausgleich
derzeit gewertetwie 100Einwoh-
ner der Flächenländer – liegt et-
wa in der Mitte dieser Bandbrei-
te. Es könnte also etwas weniger
sein, aber auch etwas mehr.
Wennman145rechnenwürde, so
zeigtHeinemann,hättendiedrei
Stadtstaaten davon einen deutli-
chen Vorteil, Bremen zum Bei-
spiel vom 178 Millionen Euro
jährlich, alle 13 anderen Bundes-
länder müssten dafür zahlen.
Das wäre politisch kaum durch-
zusetzen, folgert Heinemann.

Stadtstaaten brauchen mehr Geld
FINANZEN Juristisch ist gegen die Einwohnerwertung kein Kraut gewachsen, sagt die Bremer
„Forschungsstelle Finanzpolitik“. Die reichen Geberländer aus dem Süden klagenmal wieder

Mit einer kleinen Expertise hat
die „Forschungsstelle Finanzpo-
litik“ an der Universität Bremen
unterstrichen, dass die Einwoh-
nerwertung als eine Grundlage
des Länderfinanzausgleiches po-
litisch sinnvoll und rechtlich
nicht angreifbar ist. Damit stärkt
die Forschungsstelle die Rechts-
position des Bremer Senats, der
sich einmal mehr gegen eine
Verfassungsklage aus Bayern
und Hessen zur Wehr setzen
muss. Baden-Württemberg hatte
sich früher solchen Klageverfah-
ren immer angeschlossen, der
grüne Ministerpräsident Win-
fried Kretschmann verweigert
sich derzeit der Südländer-Alli-
anz. Eine Korrektur des Finanz-
ausgleichs findet auch er not-
wendig, den Weg einer Klage
aber wenig Erfolg versprechend.

Unter den 16 Bundesländern
der bundesstaatlichen Gemein-
schaft ist es wie unter 16 Brü-
dern: Sie finden die Verteilung
von Aufgaben und Vergünsti-
gungen ungerecht. Beim Streit
um den Länderfinanzausgleich

Das Kniegelenk-Wetter
In Bremen verdienen Kliniken sel-
tener an künstlichen Kniegelen-
ken, hat die Bertelsmann-Stiftung
herausgefunden. Während im
Schnitt 130 von 100.000 Men-
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Uli Baumann

■ 43, ist Komikerin und
Sängerin, arbeitet im
Schaulust-Team und mo-
deriert als „Erika“ den Sa-
lon Puschel.

schen ein Ersatz-Knie bekommen,
sind es in der Stadt Bremen 110. In
Bremerhaven hingegen 133. Am
Wetter liegt’s nicht. 12 bis 13 Grad
in beiden Städten, bewölkt

Bitte keine Ehre

Die Flüchtlingsinitiative Bremen
will sich nicht vom Senat für ihr
ehrenamtliches Engagement eh-
ren lassen. Ihre Beratung sei von
Flüchtlingen deshalb gefragt,
weil öffentliche Einrichtungen
wie Ausländerbehörde, Standes-
amt, Jobcenter und Sozialzent-
ren so oft falsch informieren
würden und Fehlentscheidun-
gen träfen, teilte die Initiative
gestern mit. Sie kritisierte, dass
es keine öffentlich finanzierte
Asylverfahrensberatung gebe.
„Dadurch wird das Recht auf ein
faires Asylverfahren unter-
höhlt.“ Erhöhten psychosozialen
Beratungsbedarf gebe es auch

wegen der „unhaltbaren Zustän-
de“ in Flüchtlingsheimen. Ehren
wollen die Sozialsenatorin und
der Innensenator am 27. Novem-
ber die Arbeit von Freiwilligen.

Gericht geräumt
Wegen „lautstarker Unmutsäu-
ßerungen“ von ZuschauerInnen
sei gestern ein Saal im Landge-
richt von der Polizei teilweise ge-
räumt worden, teilte ein Ge-
richtssprecher mit. Verhandelt
wurde die Anklage gegen einen
40-Jährigen, der auf seine von
ihm geschiedene Frau im Febru-
ar auf einemGrundschulhofmit
einemMesser eingestochen und
diesedabei lebensgefährlichver-
letzt hatte. (taz)

Vor Gericht werden
sich die Kritiker der
Einwohnerwertung
nicht durchsetzen

Das derzeitige Niveau der Ein-
wohnerwertung verteidigt
Heinemann vor allem mit dem
Argument, dass die Stadtstaaten
als Ballungsgebiete mehr „er-
wirtschaften“ als ihnen über die
Steuerverteilung belassen wird.

Zwei gern vorgetragene Argu-
mente, so erinnert Heinemann,
laufen juristisch ins Leere: Das
eine wäre, dass Stadtstaaten
mehr Geld brauchen, weil „Kon-
sumpendler“ die Dienstleistun-
gen der Großstadt in Anspruch
nehmen. Das andere, dass die
Lohnsteuerzerlegung – Einkom-
menssteuern werden nicht am
Arbeitsort, sondern amWohnort
entrichtet – ausgeglichen wer-
den soll. Beides, so hat das Bun-
desverfassungsgericht 1992 ge-
urteilt, wäre „nicht der Sinn der
Einwohnerwertung“.

Vor Gericht, stimmt Heine-
mann der Einschätzung des Bre-
mer Senats zu, werden sich die
Kritiker der Einwohnerwertung
nicht durchsetzen. Ob sie politi-
sche Mehrheiten finden, steht
auf einem anderen Blatt. KAWE


